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Die juridiſchen Preisausſchreibungen des üſter- 
reichiſchen Unterrichts- Miniſteriums *). 
(Abdruck aus den „Juriſtiſchen Blättern “.) 


Vor nahezu vier Jahren wurden von dem öſterreichiſchen Unter— 


ausgeſprochen. 


wendbar 
Zwecke dienen, die öſterreichiſche Reichs- und Rechtsgeſchichte zu einer 


I: sin . R ig u 
Der Gewerbsbehörde ſtegt es nicht zu, über den Belang einer gegen die Geneh- ſelbſtſtändigen akademiſchen Disciplin zu erheben. 


und ob es insbeſondere denkbar ſei, 


der Zeitpunkt für ſolche Arbeiten überhaupt ſchon gekommen ſei, 


richts⸗Miniſterium zwei Preiſe ausgeſchrieben: der eine für das „beite | 


Lehr⸗ oder Handbuch der öſterreichiſchen Reichs- und Rechtsgeſchichte“, 
der andere für die „beſte ſyſtematiſche Darſtellung des in Oeſterreich 
geltenden öffentlichen Rechtes“. 

Für beide waren faſt die gleichen äußeren Ausführungsmoda⸗ 
litäten gewählt, bis letzten December, beziehungsweiſe September 1879 
ſollten die Arbeiten eingeliefert werden, im Schoße des Unterrichts⸗ 
Miniſteriums follten Commiſſionen von je drei Mitgliedern die Beur- 
theilung übernehmen, um das Votum in den erſten Monaten, beziehungs⸗ 
weiſe in der erſten Hälfte des Jahres 1880 zu fällen, und im erſten 
Halbjahre, beziehungsweiſe vor Schluß des Jahres 1880 follten die 


isgekrönten Arbeit im Drucke gel . Als Preis je 8 
preisgekrönten Arbeiten zi gelangen. Als Preis waren je welche gar keins Arbeit eingelahten Mt, 


2000 fl. Silber beſtimmt und überdies hatte das Urheberrecht den 
Verfaſſern zu verbleiben. 

Es unterlag ferner keinem Zweifel, daß, ſo heterogen die beiden 
Aufgaben an ſich auch waren, beiden dasſelbe Motiv zu Grunde lag, 


nämlich die Abficht, den fehlenden Lehrbehelf akademiſcher Disciplinen 


zu ſchaffen. Nur darin konnte ja überhaupt die Legitimation des 


Unterrichts⸗Miniſteriums zu einer ſolchen Preisausſchreibung gefunden 


werden und zu allem Ueberfluſſe war das Motiv noch ausdrücklich 


) Vorſtehende Arbeit wurde geſchrieben, ehe ſich das Unterrichts- 
Miniſterium für die Erneuerung der Preisausſchreibung ent 
ſchieden hatte. Die entwickelten Vedenken gewinnen aber durch dieſen veränderten 
Umſtand nur um fo größere Kraft, denn das Miniſterium iſt noch unter den 
von der Commiſſion beantragten Termin herabgegangen und verlangt nunmehr 
die Ausarbeitung der Preisſchrift über das öſterreichiſche öffentliche Recht in 
einer Friſt von neunzehn Monaten (1). 


Als „Leitfaden für Vorleſungen“ ſollte das Syſtem 
des öffentlichen Rechtes (Verfaſſungs- und Verwaltungsrechtes ?) ver- 
ſein und die hiſtoriſche Arbeit ſollte „noch beſonders dem 


Man konnte ſich allerdings fragen, ob dieſer Weg der richtige 
in dieſer Weiſe von oben herab 

zu ſchaffen, eine Disciplin, 
an die Seite oder gar an die 
welche, wie die Geſchichte des 


eine neue akademiſche Diseiplin 
welche geeignet wäre, ohne Weiteres 
Stelle einer Wiſſenſchaft zu treten, 


deutſchen Rechtes, eine Univerſitäts-Tradition von zwei Jahrhunderten 
für ſich hat. Und wenn man die Regierung ſchon für berufen halten 
wollte, in ſolcher Weiſe auf die literariſche Production Einfluß zu 


üben, ſo lagen doch noch nach der Richtung gerechte Zweifel nahe, ob 
ob 
nicht vielmehr die nöthigſten Vorarbeiten ſehlten, um hier eine umfaſſende 
Geſchichte des Reiches und Rechtes (des öffentlichen wie des Privat- 
rechtes), dort ein Syſtem des Verfaſſungs- und Verwaltungsrechtes 


zu ſchreiben. War doch, um nur Eines zu erwähnen, der von der 


juridiſchen Facultät der Wiener Univerſität im Februar 1874 aus⸗ 


geſchriebene Preis für eine Geſchichte der Rechtsbildung in den deutſch⸗ 


öſterreichiſchen Erbländern noch nicht erworben! Es mußte alſo, fo 
ſollte man meinen, ſich von ſelbſt aufdrängen, zuerſt die Löſung der 
kleineren Aufgabe abzuwarten, ehe man zu der Stellung einer größeren 
ſchritt. Ob ſchließlich, wenn man ſich auch über alle principiellen 
Bedenken hinwegſetzen wollte, das Zeitausmaß von 31, Jahren und 
die Höhe des Preiſes mit dem nöthigen Aufwande an Mühe und 
Koſten im Verhältniß ſtand, war nicht minder zu bezweifeln. 

Indeß, die Preisausſchreibung war einmal erfolgt; der Erfolg 
mußte über die Richtigkeit der Anſichten entſcheiden. 

Der Erfolg iſt uun bekannt: er iſt ein negativer für das Mini⸗ 
ſterium. Und zwar iſt dies nicht nur rückſichtlich der ſchwierigeren Auf- 
gabe, bei jener über die öſterreichiſche Rechtsgeſchichte, der Fall, für 
ſondern, wie die Sachen jetzt 
zu Tage liegen, auch rückſichtlich der zweiten, denn keine der drei 
Bewerbungsſchriften iſt von der Commiſſion auch nur entfernt des 
Preiſes würdig befunden worden. 

Es liegt ſomit die Frage nahe, ob die Regierung es bei dieſem 
Meißerfolge werde bewenden laſſen, oder ob fie die Sache erneut in 
die Hand nehmen wolle. 

Wenn wir nun auch gerne glauben möchten, daß das völlige 
Scheitern des Unternehmens nach der einen Seite fie nicht zu Wieder— 
holungen ermuthigen dürfte, ſo iſt dies doch nur zu wahrſcheinlich, 
daß ſie wenigſtens in der anderen Richtung danach ſtreben werde, den 
Mißerfolg zu verdecken. Und dieſe Muthmaßung iſt um ſo gerecht⸗ 
fertigter, da die Beurtheilungscommiſſion der Arbeiten über das öffent⸗ 
liche Recht den Antrag auf Erneuerung der Preisausſchreibung unter 
den früheren Modalitäten und noch dazu mit der verkürzten Friſt von 


zwei Jahreu geſtellt hat. Die Entſcheidung it indeſſen noch nicht 
gefällt. Wir glauben daher ein Wort zur Sache noch ſprechen zu 
dürfen, und dies wollen wir hiemit thun. 

Die erſte der Preisaufgaben, die rechtsgeſchichtliche, betrachten 
wir, wie geſagt, als einen überwundenen Standpunkt, von dieſer ſehen wir 
ganz ab. Aber auch rückfichtlich der zweiten glauben wir an der Hand 
der umfaſſenden, in Form und Inhalt gleich meiſterhaften Motivirung 
des Erkenntniſſes der Beurtheilungscommiſſion *) nachweiſen zu können, 
daß der Fehler in der Ausſchreibung ſelbſt liegt, daß das dort 
geſteckte Ziel entweder überhaupt noch nicht oder wenigſtens unter den 
vorgezeichneten Modalitäten nicht erreichbar iſt. 

Vergegenwärtigen wir uns zu dieſem Zwecke kurz den äußeren 
Erfolg der Ausſchreibung. 

Von den drei eingelaufenen Arbeiten kann 
(©) **) in Betracht kommen, denn nur dieſe umfaßt das ganze in der 
Preisausſchreibung bezeichnete Thema, das Verfaſſungs- und Ver⸗ 
waltungsrecht. Die beiden anderen (A und B bejchränften fich von 
vorneherein auf das Verfaſſungsrecht, ſie hätten daher ſtrenge genommen 
von der Preisbewerbung ganz ausgeſchloſſen fein ſollen, da der Preis 
zwar theilbar war und zur Hälfte für das Verfaſſungs⸗, zur Hälfte 
für das Verwaltungsrecht zuerkannt werden konnte, die Bewerbungs— 
ſchriften ſelbſt aber nach unſerer Auffaſſung der Ausſchreibung das 
ganze Gebiet umfaſſen, ſich nicht von Haus aus auf 
beichränfen durften. Sehen wir indeß auch von dieſem Bedenken ab, 
ſo reducirt ſich doch die Zahl der Schriften auf zwei, da ja nach dem 
Erkenntniſſe die Arbeit B als von dem Autor der Arbeit C her— 
rührend, und zwar nur als ein mit fliegender Feder geſchriebener 


Auszug aus dem verfaſſungsrechtlichen Theile der erſten Arbeit anzuſehen 


iſt. Es bleibe dahingeſtellt, ob die Commiſſion berufen war, auch nur 
indirect eine Nachforſchung nach der Vaterſchaft zu pflegen — genug, 
ſie hat das letztere gethan, und wenn ſie es offen verkündigt, daß in 
den Arbeiten C und B Anſichten vertreten find, „welche ungleich mehr 
auf Originalität als auf Richtigkeit Anſpruch haben und von denen 
doch kaum denkbar iſt, daß ſie gleichzeitig bei verſchiedenen Autoren 
entſtanden ſein ſollten“, ſo können, ja müſſen wir dies acceptiren. Die 
Arbeit A bleibt nach dem, was das Erkenutniß von ihr verräth, 
ſüglich außer aller Discuſſion, denn ſchon das völlig vergriffene Syſtem 
— Staatsoberhaupt, Geſetzgebung —, in welches fie das ganze Ver— 
faſſungsrecht zwängen will, ohne den Stoff natürlich auch nur im Ent— 
fernteſten unterzubringen, zeigt, daß ſich hier Jemand an die Aufgabe 
gewagt, dem alle Vorausſetzungen hiezu fehlten 

Wir haben es ſomit lediglich mit der Arbeit © zu thun. 

Dieſe umfaßt nicht weniger als drei ſtarke, compreß geſchriebene 
Foliobände mit zuſammen nahezu 4000 Seiten, ſo daß man in der 
That nicht weiß, ob man mehr über den von der Commiſſion gerühmten 
„ausharrenden Fleiß“ des Autors ſtaunen oder mehr die Energie der 
Commiſſion bewundern ſoll, welche in der kurzen Friſt von drei 
Monaten dieſen ungeheueren Stoff in einer Weiſe zu durchdringen 
vermochte, wie es das Erkenntniß bekundet. Und die Commiſſion bleibt 
bei dem Lobe des Fleißes nicht ſtehen, mit welcher „der Autor das 
geſammte Gebiet der öffentlichen Einrichtungen durchſchritten und keine 
weſentliche Partie übergangen habe“, ſie bezeugt überdies noch, daß 
„der Verfaſſer die hiſtoriſche Entwicklung der einzelnen Rechtsinſtitute 
berücksichtige, die juriſtiſche Literatur ziemlich genau kenne, eine correcte 
Terminologie handhabe, und daß er es auch an dem Verſuche eines 
Syſtems nicht habe fehlen laſſen“. Allein trotzdem ſoll auch dieſe Arbeit, 
obwohl ſie als die relativ beſte erſcheint, ihrem Ziele vollſtändig 
ferngeblieben ſein; ſtatt einer Arbeit juriſtiſcher Conſtruction ſoll ſie 
lediglich eine Zuſammenſtellung des Materials mit einigen Bemerkungen 
des Autors zu dem tradirten Geſetzſtoffe geliefert haben. 

Das Erkenntniß begründet dieſes Urtheil in ſo 
ſchlagender Weiſe, 
möglich iſt; aber zu unſerem Erſtaunen weiſt es immer nur auf die 
Unfähigkeit des Autors und nicht auf eine tiefer wirkende Urſache hin. 


) Siehe dasſelbe in dem Berichte der Commiſſion an Se. Excellenz den 
Herrn Unterrichts⸗Miniſter doo. 22. März 1880, publicirt in der „Wiener 
Zeitung“ vom 10. April 1880 (Nr. 82). 

*) Wir folgen in der Bezeichnung der Arbeiten der Beurtheilungs⸗ 
commiſſion. Die Mottos, unter denen die Arbeiten eingereicht wurden, ſind nicht 
mitgetheilt worden. 
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Sollte denn ein anderer Schluß nicht ehr nahe liegen, wenn man 
hört, daß dem „Autor trotz der Maſſenhaftigkeit der Darſtellung auch 
der Vorwurf der Unvollſtändigkeit nicht vollkommen erſpart bleiben 
könne“, ſollte man da nicht unwillkürlich zur Frage kommen, ob der 
Stoff nicht vielleicht ſo maſſenhaft und vielfach ſo ſchwer zugänglich 
ſei, daß ein Zeitraum von drei Jahren nicht einmal zur 
Sammlung des Materials, geſchweige denn zur Durchdringung des— 
ſelben genügte? 

So iſt es aber nach unſerer Anſicht entſchieden der Fall. 

Wer an die Preisarbeit ging, der mußte bei dem Zuſtande 


unſerer Literatur mit der Arbeit des Sammelns beginnen, die beſtehenden 


Handbücher der Verwaltungsgeſetzkunde 
gewiß kein Sachkundiger widerſprechen, 


konnten ihn, darin wird uns 
des Studiums der zerſtreuten 


im Ernſt 8 Quellen in keiner Weiſe überheben, und da war es nur natürlich, daß 
im Erunſte nur eine der Autor über dieſe Aufgabe nicht hinauskam, ja daß, ſelbſt im Falle 


der beften juriſtiſchen Begabung, jeder Verſuch, ſich zu Höherem zu 
erſchwingen, nur zum Unheile ausſchlagen mußte. Es konnte ſich bei 
dem Verſuch juriſtiſcher Conſtruction nur ein ſtoßweiſes Reagiren gegen 
das Erſticken im Detail geltend machen, ein Beherrſchen und freies 
Geſtalten des ganzen Stoffes wäre nur bei einem Autor denkbar 
geweſen, der an eine fertige Sammelarbeit heranzutreten vermochte. 
Uns befremdet es fürwahr nicht im Geringſten, daß der Preisbewerber 
nur bringt, was im Reichsgeſetzblatte und anderen patenten Quellen 


Jedermann zugänglich iſt, daß ſchon die politiſche Geſetzſammlung 
und die Landesgeſetzgebung nicht vollſtändig durchforſcht und vollends 
das in den Erläſſen der Behörden aufgehäufte Material ganz unberührt 


geblieben iſt. Selbſt die ſchon erwähnten gedruckten Quellen find außer⸗ 


eingehender, 
daß an der Richtigkeit desſelben kaum ein Zweifel 


halb Wiens für einen Privatgelehrten vollſtändig kaum zu erreichen, 
wir wenigſtens haben die Schwierigkeiten ſattſam erfahren, auch nur 
die Landesgeſetzblätter und Landtagsberichte, geſchweige die Provinzial⸗ 
geſetzſammlungen, vollſtändig zu Geſichte zu bekommen. Woher ſoll 
aber für einen Privatgelehrten erſt die Kenntniß der Erläſſe der 
Behörden kommen, wenn man bedenkt, daß das für unſere Frage 
bedeutendſte Miniſterium, jenes des In nern, gar kein Verordnungs— 
blatt beſitzt, daß ferner die beſtehenden Verordnungsblätter anderer 
Miniſterien mehrſach nicht über das laufende Decennium zurückreichen? 
Was die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ in dieſer Richtung 
bringt, reicht ebenſowenig aus, als die „Allgemeine öſterreichiſche 
Gerichtszeitung“ als ein Surrogat eines Verordnungsblattes des Juſtiz⸗ 
miniſteriums angeſehen werden kann. Ein Erforſchen des Materials 
nach archivaliſchen Quellen wäre nöthig, um des Stoffes in ſeinem 
vollen Umfange habhaft zu werden; wie ſoll man aber dies von einem 
Einzelnen verlangen, wie ſoll dies nebſt den Vorarbeiten zu einem 
juriſtiſchen Syſtem in drei oder gar zwei Jahren gelingen? 

Beredter, als wir es vermöchten, beweiſt dies die Geſchichte der 
Codificationsbeſtrebungen auf dem Gebiete unſeres öffentlichen Rechtes. 
Wie oft iſt ein Anlauf genommen worden, um einen politiſchen Codex 
zu ſchaffen? Wie oft wurde dieſe Arbeit begonnen, unterſtützt durch 
alle Hilfsmittel der Regierung, und immer iſt man in den Vorarbeiten, 
in der Sammlung des Materials ſelbſt ſtecken geblieben! Wir ver- 
weiſen diesfalls auf Exel's kleine Schrift über „die Codification des 
öffentlichen Rechtes“, welche die bezüglichen hiſtoriſchen Angaben 
enthält. 

Fürwahr, wir unterſchätzen die Bedeutung individueller Initiative 
keineswegs, im Gegentheile, wir werden ſofort auf ein leuchtendes 
Beiſpiel derſelben zu ſprechen kommen. Wir meinen die von Exel 
beſchriebene Sammlung des Miniſterialſecretärs Emil v. Ottenburg 
im Miniſterium des Innern. Seit 20 Jahren widmet ſich der Schöpfer 
dieſer Sammlung mit Bewilligung ſeines Miniſteriums ausſchließlich 
dieſer Arbeit, die er als Lebensaufgabe betrachtet; durch dieſe ganze 
Zeit ſtehen ihm mehrere Schreibkräfte zur Verfügung, er hat das 
Recht der Benützung der öffentlichen Bibliotheken, der Amtsarchive 
und Regiſtraturen. Und doch iſt dieſe Arbeit, trotz der erſtaunlichen 
Arbeitskraſt und Ausdauer ihres Trägers, nicht über eine chronologiſche 
Sammlung des legiſtiſchen Materials hinausgelangt, ja es fehlt ihr 
heute noch die Benützung einer Reihe ungedruckter amtlicher Quellen. 
Und noch mehr, es iſt, wenn man die Maſſe des gefammelten Stoffes 
kennt (es ſollen etwa 2 Millionen Zettel an Abſchriften und in 
Regeſtenform verfaßten Auszügen vorhanden ſein), gar nicht denkbar, 
daß ein Mann im Stande wäre, auch nur eine ſyſtematiſche Reper— 
[toriſirung desſelben zu Stande zu bringen. 


Dieſes Beifpiel wird, wie wir glauben, die Maſſenhaftigkeit des 
Stoffes im öſterreichiſchen Rechte hinreichend illuſtriren; es zeigt zur 
Evidenz, weshalb ſchon die Sammlung des Materials über die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit einer Perſon während dreier Jahre hinausgeht. 

Es mag ſein, daß die Darſtellungsweiſe des Autors der von der 
Commiſſion beurtheilten Preisſchrift an ſich ſchon an überflüſſiger Breite 
leidet, daß ſeine Methode überhaupt eine unjuriſtiſche und unwiſſen⸗ 
ſchaftliche iſt, allein eine Reihe von Mängeln, welche die Commiſſion 
hervorhebt, laſſen ſich auch aus anderen als den angeführten Gründen 
erklären. 

Die Ueberfüllung der Arbeit mit Detail ſoll es erklären, daß 
dieſelbe an einer großen Ungleichmäßigkeit in Behandlung der einzelnen 
Materien leidet, und zum Beweiſe hiefür citirt das Erkenntniß als 
Beiſpiel, daß der Autor die Verhältniſſe der katholiſchen Kirche an der 
Hand der neuen kirchenpolitiſchen Geſetze weitläufig detaillirt und ebenſo 
bei der evangeliſchen Kirche das Patent von 1861 über die Kirchen: | 
verfaſſung auf 26 ſeiner Folioſeiten excerpirt habe, während ſich über 
die orthodoxe Kirche nur Eine Seite und über die jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaften gar nur eine flüchtige Anmerkung finde. 
Dieſes Beiſpiel überzeugt aber nicht. Die erwähnte Ungleichmäßigkeit 
der Darſtellung hat ihren Grund ſicher nicht darin, daß der Autor 
die Verhältniſſe der kleineren Religionsgemeinſchaften für unwichtig oder 
nebenſächlich hielt, ſondern (zum Theile wenigſtens) in der Entlegenheit 
der Quellen über die griechiſch⸗orthodoxe und ifraelitifche Confeſſion. 
Man ſehe doch in dem Orakel für öſterreichiſche Verwaltungsgeſetzkunde, 
bei Mayerhofer, nach, und auch hier wird man ein ähnliches Miß— 
verhältniß finden: 48 Seiten für die katholiſche, 23 für die evangeliſche, 
2 Seiten für die griechiſch⸗orthodoxe Kirche, 3 Seiten für die iſraelitiſchen 
Cultusgemeinden. Der Grund liegt tiefer als die Commiſſion ihn 
geſucht. Gerade bei dieſem Beiſpiele erweiſt ſich die Nothwendigkeit 
archivaliſcher Sammlung des Materials, und daß der Autor hiezu in 
drei Jahren nicht gekommen, das möchten wir ihm nicht verdenken. 
Mit Mühe mag es ihm gelungen fein, die Sammlung des nächftliegenden 
Stoffes fertig zu bringen, ſich ſelbſt eine Ueberſicht desſelben zu ver- 
ſchaffen; zu der Sichtung des Materials, nur zur Scheidung des 
19 vom Unweſentlichen, hat ihm aber offenkundig die Zeit 
gefehlt. 

Es muß nicht Vorliebe für das rein Stoffliche ſein, wenn der 
Autor die Vorſchriften über die Cavallerie-Remonten und das Vorſpanns⸗ 
weſen in allen Einzelheiten behandelt, wenn er ſelbſt die Preiſe der 
Briefmarken mittheilt, während er über die wichtigen und ſtreitigen 
juriſtiſchen Haftungen im Poſtweſen kein Wort verliert; es ſind dies 
nur ganz unleugbare Kennzeichen einer haſtigen, nicht zu Ende gebrachten 
Sammelarbeit. | 

Desgleichen ift es nicht nothwendig Beweis unjuriſtiſcher Methode, | 
wenn die Rechtſprechung der beſtehenden Gerichtshöfe des öffentlichen 
Rechtes in der eigentlichen Darſtellung übergangen iſt und nur in den 
Anmerkungen — wie das Erkenntniß auslegt, offenbar erſt nach Schluß 
des Ganzen — einige Judicate des Verwaltungsgerichtshofes citirt 
worden ſind. Es beweiſt vielmehr auch dieſer Umſtand nur, daß die 
Arbeit in der Hauptſache über die Sammlung des Rohmaterials nicht 
hinausgekommen, daß der Autor ſich des Mangels der Arbeit wohl 
bewußt geweſen iſt, es ihm aber, von allem Weiteren abgeſehen, an 
Zeit gebrach, den Mangel anders als durch eilig angefügte Anmerkungen 
zu ſaniren. 

Wenn es ſomit nach dieſen Beiſpielen zweifellos iſt, daß die 
Commiſſion die Aufgabe, ein Syſtem des Verfaffungs- und Verwaltungs⸗ 
rechtes zu ſchreiben, mit vollem Rechte für ungelöſt erklärte, ſo können 
wir nach dem Geſagten doch nur zu einem ganz anderen Schluſſe 
kommen als die Commiſſion. Die Ziele der Preisausſchreibung ſind 
allerdings ſehr erſtrebenswerth, wir müſſen zu einer wiſſenſchaftlichen 
Behandlung des Verfaſſungs- und Verwaltungsrechtes gelangen und im 
Verfolge dieſer Entwicklung auch zu einem Syſtem desſelben kommen. 
Allein wir zweifeln, daß es hiezu frommt, „die Preisausſchreibung unter 
vollſtändigem Feſthalten der bisher geforderten Modalitäten zu erneuern“, 
und zwar zunächſt aus principiellen Gründen. 

Nach unſerer Anſicht ſind zweierlei große Aufgaben zu löſen, 
bevor man an den Plan einer ſyſtematiſchen Behandlung des ganzen 
Verſaſſungs- und Verwaltungsrechtes Hand anlegt: zuvörderſt die Er- 
ſchließung der Quellen des öffentlichen Rechtes, jodanıı die monographiſche 
Bearbeitung des letzteren. Hiezu bedarf es einer langen, intenſiven 
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einen bei 


Arbeit vieler Perſonen, eine Schule von Jüngern muß dem öſterreichiſchen 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrechte gewonnen werden, und dann nach 
Jahren wird die Zeit gekommen ſein, in welcher ſich die Syſtematiker 
des öffentlichen Rechtes ſpontan finden. Dieſen Zuſtand anzubahnen, 
ſtehen der Unterrichts verwaltung eine Menge Mittel zu Gebote: fi 
ſchaffe Lehrkanzeln für das öſterreichiſche Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
recht; ſie befördere ſeminariſtiſche Uebungen auf dieſem Gebiete; ſie 
fördere und unterſtütze eventuell auch die Ausgabe von Quellen — 
ihres weiteren directen Eingreifens bedarf es nach unſerem Er- 
meſſen nicht. 

Sollte dieſer Standpunkt aber auch nicht Anklang finden, ſo bleibt 
doch der Einwand unwiderlegt, die Commiſſion ſei den Nachweis ſchuldig 
geblieben, daß die Ziele der Preisausſchreibung bei Feſthalten der gefor- 
derten Modalitäten erreichbar ſind, und vollends, weshalb jetzt ſogar 
ein verkürzter Termin genügen ſoll. Wir glauben, der Mißerfolg 
der erſten Ausſchreibung drängt von ſelbſt dazu, den Modus zu ändern. 


An den Anſorderungen, welche an die Arbeit zu ſtellen ſind, läßt ſich 


allerdings nicht mäckeln, denn das hieße auf die Sache ſelbſt verzichten. 


Man kann zum Beiſpiel die Danſtellung des particulären Landesrechtes 


und des Reichsrechtes (der Geſammtmonarchie) nicht nachſehen, wenn 
man die Vollſtändigkeit nicht aufgeben will; der Darſtellung muß eine 
geſchloſſene Auffaſſung der allgemeinen Staatslehren zu Grunde liegen; 
Geſchichte und Literatur der einzelnen Rechtsinſtitute müſſen berückſichtigt 
werden, wenn das Syſtem ein wiſſenſchaſtliches fein ſoll; im Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsrechte iſt ſelbſtverſtändlich neben dem materiellen auch 
das formelle Recht darzuſtellen, im Verwaltungsrechte ſtreng die admini- 
ſtrative und die adminiſtrativ-rechtliche Materie zu ſondern. 

Wohl aber kann man über die äußeren Modalitäten discutiren. 

Man trenne alſo den Preis in zwei: in einen für das Ver⸗ 
faſſungs⸗ und in einen für das Verwaltungsrecht; man verdopple die 
Friſt, ſtatt ſie zu verkürzen; man verdopple endlich den Preis, indem 
man den disponiblen Betrag für die aufgegebene rechtsgeſchichtliche 
Arbeit hier mit zur Verwendung bringt. Bei in dieſer Weiſe veränderten 
Modalitäten iſt die Gefahr des Mißerfolges wenigſtens eine geringere, 
die Aufgabe wird vielleicht doch in dem einen Theile, welcher der weit 
aus leichtere iſt, annähernd gelöſt werden: das iſt für das Ver⸗ 
faſſungsrecht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gewerbsbehörde ſteht es nicht zu, über den Belang einer 
gegen die Genehmigung einer Betriebsanlage erhobenen privat⸗ 
rechtlichen Einwendung abzuſprechen. 


Die Bezirkshauptmannſchaft in K. hatte mit der Entſcheidung 


vom 1. April 1878, 3 36.087, über das Geſuch des Joſef J. um 


die gewerbliche Genehmigung der Betriebsanlage einer Weißgärberei 
und Lederfärberei auf der Grundparcelle Nr. 30 in H., mit Rückſicht 
auf die bei der commiſſionellen Verhandlung über dieſes Geſuch von 
den Eheleuten Joſef und Anna P. erhobene privatrechtliche Einwendung 
eines obſchwebenden Rechtsſtreites in Betreff der von den genannten 
Eheleuten in Anſpruch genommenen Servitut des Fahrweges über die 
Parcelle Nr. 30 erkannt, daß die meritoriſche Entſcheidung über das 
Begehren des Joſef J. aufgeſchoben und letzterer im Sinne des § 36 
Gem.⸗O. zur vorläufigen Austragung des bezeichneten privatrechtlichen 
Einſpruches im Rechtswege angewieſen wird. 

Ueber den Recurs des Joſeſ J. hat die Statthalterei mit der 
Entſcheidung vom 16. Juli 1878, 3. 27.039, das Erkenntniß der 
erſten Inſtanz behoben und der Bezirkshauptmannſchaft die ſofortige Ent- 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit der in Rede ſtehenden Betriebsanlage auf⸗ 
getragen, da ſich die erhobene privatrechtliche Einwendung keineswegs auf 
das zu errichtende Induſtrialunternehmen oder den für dasſelbe beſtimmten 
Baugrund beziehe, ſondern lediglich in dem Anſpruche auf die Servitut 
der ungehinderten Zufahrt zu der Scheuer der Eheleute P. über das 
äußerſte Ende der Parcelle Nr. 30 des Joſef J. beſtehe und durch 
der allfälligen Genehmigung der Betriebsan lage auszu⸗ 
ſprechenden Vorbehalt Berückſichtigung finden könne. 

Das Miniſterium des Junern fand unterm 30. October 1879, 


3. 13.445, über den gegen die vorſtehende Entſcheidung vorgebrachten 


Recurs der Eheleute P. dieſe Entſcheidung zu beheben und die Ent⸗ 


ſcheidung der erſten Inſtanz wieder in Kraft zu ſetzen, da letztere der 


Anwendung des § 36 Gem.-D. entſpricht, indem die obbezeichnete 
privatrechtliche Einwendung gegen die der behördlichen Genehmigung 
unterzogene Betriebsanlage gerichtet wurde und es der Gewerbsbehörde 
nicht zuſteht, über den Belang dieſer privatrechtlichen Einwendung 
abzuſprechen. H. 


Die von der Gemeinde als Ortspolizeibehörde verfügte Weg⸗ 
räumung einer Krämerbude kann nicht im Beſitzſtörungsverfahren 


und überhaupt nicht vor den Gerichten angefochten werden. 


Thekla B. hatte auf dem öffentlichen Stadtplatze in Wieliczka eine 
hölzerne Krämerbude, welche zum Verkaufe von Gebäck verwendet wurde. 
Laut Gemeinderathsbeſchluſſes vom 22. December 1869 wurde der 
Thekla B. die Bewilligung zum Wiederaufbau dieſer Krämerbude mit 
dem ertheilt, daß ſie an Platzzins 5 fl. jährlich zu zahlen und hierüber 
mit der Stadtgemeinde einen Vertrag zu ſchließen habe. Aus den Ver⸗ 
handlungen geht aber hervor, daß die Thekla B. den beſagten Platzzins 
nicht zahlte und daß ein Vertrag mit der Stadtgemeinde nicht zu Stande 
kam. Im Grunde Beſchluſſes des Gemeinderathes vom 17. Mai 1879 
wurde Thekla B. aufgefordert, den für 9¼ Jahre rückſtändigen Platzzins 
zu bezahlen, zugleich wurde derſelben bedeutet, daß die weitere Belaſſung 
der Krämerbude auf dem Ringplatze aus Polizeirückſichten unzuläſſig 
iſt, weil die Gemeinde dieſen Platz zu einem anderen Zwecke benöthigt, 
daher wurde Thekla B. aufgefordert, die Krämerbude in einem beſtimmten 
Termine zu beſeitigen, widrigens dies von Amtswegen verfügt werden 
würde. Da Thekla B. dem Auftrage keine Folge leiſtete, ſo wurde über 
Auftrag der Ortsbehörde die Krämerbude beſeitigt und der genannten 
Eigenthümerin in ihr Haus geftellt, worauf Thekla B die Beſitzſtörungs⸗ 
klage wider die Stadtgemeinde überreichte. 

Mittelſt der Entſcheidungen des Bezirksgerichtes in W. vom 
16. November 1879, 3. 5388, und des Oberlandesgerichtes vom 
29. December 1879, 8. 19.896, wurde fie im Beſitze geſchützt und 
der Stadtgemeinde die Wiederherſtellung verordnet. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mittelſt Entſch. v. 2. April 
1880, 3. 3379, aber beide untergerichtlichen Entſcheidungen als 
nichtig behoben und die Klägerin an die zuſtändige politiſche Behörde 
gewieſen. 

„Denn es iſt offenbar, daß die vorliegende Angelegenheit gar nicht 
zur Competenz der Gerichte und namentlich nicht zum Beſitzſtörungs⸗ 
verfahren, ſondern vor die Adminiſtrationsbehörden gehört. Denn die 
Stadtgemeinde iſt als Ortsbehörde eingeſchritten, zumal die Sorge für 
die Herſtellung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen, Brüden, Gäſſen 
und Plätze nicht minder für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf Straßen und Gewäfſern, wie überhaupt die Handhabung der Orts⸗ 
polizei in den Wirkungskreis der Gemeinde gehört ($ 27 lit. c. und 
32 der Gem.⸗Ord. vom 22. Auguſt 1866). Wenn die Klägerin durch 
die in derlei Angelegenheiten von der Stadtgemeinde beſchloſſenen Ver⸗ 
fügungen ſich gekränkt erachtet, ſo ſteht derſelben nur die Beſchwerde an 
die politiſche Bezirksbehörde (§S 104, 105, 106 des Gem.⸗Geſ.), keines⸗ 
wegs aber der Weg des Rechtsverfahrens bei den Gerichten offen, 
woran der Umſtand nichts ändert, daß durch die getroffene adminiſtrative 
Verfügung ein Priwatrechtsverhältniß betroffen wird.“ Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 1. Ausgeg. am 1. Jänner. 
Kundmachung betreffend die Uebernahme des Betriebes der k. k. priv. 
Kronprinz Rudolſbahn durch die k. k. Staatsverwaltung. Z. 41.261. 30. December. 
Uebereinkommen, welches am unten beigeſetzten Orte und Tage zwiſchen 
den k. k. Miniſterien des Handels und der Finanzen im Namen der k. k. Staats⸗ 
verwaltung einerſeits und der k. k. priv. Kaiſerin Eliſabethbahn anderſeits in 
Durchführung des Geſetzes vom 1. Juni 1879, R. G. Bl. Nr. 86, betreffend 
den Ausbau der Donau⸗Uferbahn, abgeſchloſſen worden iſt. H.⸗-M. 3. 39.001 ex 


1879. 15. December. 
Nr. 2. Ausgeg. am 3. Jänner. 


Abdruck von Nr. 1 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 3 R. G. Bl. 
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Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 30. December 1879, 3. 41.261, 
an den Verwaltungsrath der k. k. priv. Kronprinz Rudolfbahn, betreffend die 
Uebernahme des Betriebes dieſer Bahn durch den Staat. 

Geſtattung des Abbruches der Verbindungsſtrecke zwiſchen der Station 

Laa der a. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn und der gleichnamigen Station 
der k. k. priv. öſterr. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft. Z. 31.993. 12. October. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungarischen Eiſenbahnen. 25. December. 

Nr. 3. Ausgeg. am 6. Jänner. 

Vertrag zwiſchen den k. k. Miniſterien des Handels und der Finanzen in 
Vertretung des k. k. Staatsärars einerſeits und der k. k. Südbahn⸗Geſellſchaft 
anderſeits, betreffend die Weiterführung des Betriebes der k. k. Iſtrianer Staats⸗ 
bahn (Divazza⸗Pola und Canfanaro-Rovigno). 25. November. Genehmigt 
17. December. 3. 38 073. 

Abdruck von Nr. 149 R. G. Bl. ex 1879. 

Nr. 4. Ausgeg. am 8. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 3. December 1879, Z. 36.897, an 
das Munieipium in Trieſt, betreffend die Conceſſion zur Errichtung und zum 
Betriebe von öffentlichen Lagerhäuſern und Güterſchoppen im neuen Haſen von 
Trieſt. 


Nr. 5. Ausgeg. am 10. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 27. December 1879, Z. 33.833, 
an ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die im IV. Nachtrage zum Betriebs- 
reglement enthaltenen Beſtimmungen über den Eiſenbahntransport des Artikels 
„Paſta“. 


(Fortſetzung folgt.) 


RN Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem diplomatiſchen Agenten, Generalconſul erſter 
Claſſe Julius Ritter Zwiedinek von Südenhorſt eine erledigte Hof⸗ und 
Miniſterialrathsſtelle im k. k. Miniſterium des Aeußern verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialſecretär im Miniſterium 
des Aeußern Dr. jur. Adolf von Plaſon taxfrei den Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Brünner Lottoamtsverwalter Heinrich Miſchitz 
taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Direction für Staats- 
eiſenbahnbauten Anton Kaubal taxfrei den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector des Oberſthofmeiſteramtes, 
kaiſerlichen Rathe Karl Chimani das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Joſef Putz anläßlich deſſen 
Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Innsbruck, Advocaten 
Dr. Joſef Dinter das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Finanzprocuratursſecretär Dr. Jakob Daum zum Finanzrathe und 
den mit Titel und Charakter eines Finanzprocuratursſecretärs bekleideten Con⸗ 
cipiſten Dr Johann Gottfried Sarntheim zum Finanzprocuratursſeeretär bei 
der Innsbrucker Finanzprocuratur ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſeſ Martinek zum 
Hauptſteuereinnehmer bei der Grazer Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Rechnungsrathe des Poſtfachrechnungs⸗ 
departements im Handelsminiſterium Ferdinand Apfel eine daſelbſt ſyſtemiſirte 
Oberrechnungsrathsſtelle verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Commiſſär der Telegraphendirection in 
Prag Karl Rosmanith zum Seeretär für die Telegraphendirection in Wien 
ernannt. 


Erledigungen. 

Officialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien gegen Caution, 
bis 12. September. (Amtsblatt Nr. 178.) 

Zolloberamtsofficialsſtelle in der neunten, eventuell eine Officials⸗ oder 
Aſſiſtentenſtelle in der zehnten, beziehungsweiſe eilften Rangsclaſſe beim Haupt⸗ 
zollamte in Wien gegen Caution, bis 5. September (Amtsblatt Nr. 178.) 
| Concipiſtenſtelle bei der Handels⸗ und Gewerbekammer in Wien mit 
100 fl. monatlich, bis 15. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 179.) 

! Commiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der Prager k. k. Tele- 
graphendirection, bis 30. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 180.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Freiſtadt, 
eventuell bei einer anderen k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Schleſien, mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 10. September. (Amtsblatt Nr. 182.) 

Prakticantenſtelle (unentgeltliche) beim k. k. Hauptmünzamte in Wien, 
bis 10. September. (Amtsblatt Nr. 182.) 


DEE iezu als Beilage: Bogen 15 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 
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